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Sit. 43 SHnftr. fdjweij. $tutbh)i.=3citn»s („aJieiftetblart")

0t* ©atttfdjeê 93att£i>liseire<J)t
(Sluêjufl auë einet beim ft. gaHifdien Saubepattement erfd)ienenen

Sïb^anblung non ®r. 3. ©Ifer, ®epartement§fe£retar.)

II. Seil.
3ftatcrieUe3 <23aupoUsewed)t.

©ortfe^ung).
§ fü. llmlcguttg uon Saugebiet uitb <ßreit3»

tcgcluitg. (.gn £>auptfadjen roirb auf § 6 oerrotefen).

I. groedt unb gnljalt. 93eibe gnftitute, bie Um»

fegung unb bie ©renjregelung, bejroecïen fomit oornehm»

lief} bte Schaffung günfiiger Saupläße unb beliebigen
fo hauptfädjlidh prioate gntereffen. AüerblngS ftnb bamtt
oielfad) and) Sortetie für bie Öffentlichfeit oerbunben.

©runbftücfe, bte jufolge ungunftiger ©renjoerhältniffe
ober glächenmaße — entfianben j. S. burtff ben Sau
neuer ober butcf) Sorreftion ober Aufhebung befteffenber

©trafen, burd) geftfeßung oon Saulinien ober burets

©eilung oon ©runbfiüclen — nicf)t ober nur unrationell
bebaut merben Eönnten, folten entroeber jufammengelegt
unb nach Silbung neuer, für bie bauliche Verroeribarfelt
oorteiltjafterer ©renjen an bie bisherigen ©runbeigen»
tümer neu aufgeteilt merben, ober bann lebiglid) eine

Verbefferung ihrer ©renjen erfahren. Söenn auch biefe
SHa^nahmen in ber Sieget im etgenften gntereffe ber
©runbeigentümer liegen, ftnb mögltcherroeife boeß immer
foldje Seteitigte oorhanben, bte, entroeber auS Unoerftanb
ober ©igenfinn, eine auf ©runb freier Vereinbarung
erfolgenbe Umlegung ober ©renjregelung ju oerunmög»

liehen fuchen. AuS btefem ©runbe fieht baS ©efeß hiefür
bie äftöglicßfett beS groanges oor.

II. ©as fadhliche AnroenbungSgebiet ber ©renjregelung
ifi etmaê melter als baSjenige ber Untlegung. immerhin
roirb praftifcf) auch bte ©renRegelung hauptfächttä) in»

bejüg auf Saugrunöjiucie Anroenbung fueoeiu juiê
fache, ob biefe ganj ober teilroeife bereits überbaut ftnb
ober ntcljt, hat auf bte Anroenbbarfeit ber ©reo Regelung
grunbfäßlith feinen ©tnfluß. ©ie Umlegung bagegen !ann

nur bei tm mefentlichen unüberbautem Saugebiet ftatt»

finben. ©ie ©ntfehetbung barüber, ob biefeS SJlerfmal

oorltege, hangt oon ben Serumfiänbungen beS einzelnen

galles ab. ©te ©renjregelung ift eigentlich nichts anbereS

als eine Umlegung tn flehtem Sfloßfiabe,
III. ©te ^Durchführung ber Umlegung geflieht in ber

Sßeife, baß bie befiehenben ©renjlinien ber ins llmle-
gungS»Unternehmen einjubejlehenben ©runbftücfe aufge»

hoben unb biefe, einfchließlid) ber allfällig entbehrlich
merbenben öffentlichen unb prtoaten ©trafen unb SBege,

ju einem ©anjen oereinigt merben. hieraus ift junächfi
ber für bte öffentlichen ©traßen, ^Släfee unb 2Bege oor»

gefehette Soben auSjufchetben. ®aS übrigbletbenbe Sanb
roirb nunmehr tn ber Söelfe aufgeteilt, baff jeber ©runb»
etgentümer eine parjelle jugefdEßeben erhalt, roelcfje fich
in mögttchft gleicher Sage rote bie alte befinben muff
unb fceren ©röße ju beut nach Abjug ber für ben

öffentlichen Setfehr beftimmten Sobenfläclje oerbleibenben
Soben im gleichen Verhältnis fteht, mie bie alte par je lie

ju bem gefamten umgelegten Soben (Art. 181). Von
ber Übernahme einer neuen Parjelle ift berfenige au§»

gefchloffen, roeldjer bei ber Verteilung nur etn als Sau»
ftelle ungenügenbeS ©iücf Soben erhalten mürbe. ©iefeS
oetbleibenbe Sobenftücf roirb ben übrigen ©runbeigen»
tümern pro rata ber glädje ih*^ baS Unternehmen
einbezogenen ©tunbbeftßeS jugefdjjteben. ©tnb mehrere
folche ungenügenb große einteile oorhanben unb reicht
beten jufammengejählteS gläcljenmaß jur Silbung einer
felbftänbigen parjelle hin, fo ®trb biefe als folche auS»

gefdhieben unb muß oom UmIegungS»Unternehmen jur
freien Verfügung übernommen roerben. AnbernfatlS finbet
ber nämliche VerteilungSmobuS ftatt, ber auch Anroen»

bung finbet, roenn nur ein etnjigeS ungenügenbeS Soben»
ftüd oerbleibt.

§ m. 2>ie 13cttt3<Mtenooofcl?fift:en.
I. ©te meiften ©emetnben haben für ihr ganjeS

©emeinbegebtet bte nämlichen materiellen Sauoorfdjriften
aufgeteilt. @lne folche Siegelung ift möglich für länbliche
©emetnben, geht bagegen nid^t roohl an für ©täbte unb
größere ©örfer, roo ber SBert beS SobenS unb beffen
SeroerbungSart grunbfäßltch ocrfchteben finb fe nach her
Sage beSfelben. gm Sern ber ©tabt finb bie ©ebäube
in ber Siegel bereits oor ©rlaß irgenbroelcher Sauorb»
nung oerhältniSmäßig bidjt jufammengefteUt roorben.
fßer roidelt ft<h ber fmuptoerîehr ab, roeShalb ftd) auch
bte ©efchäfte aller Art hier niebergelaffen haben, ©tefe
Umftänbe haben etne ©rßöhung beS SobenroerteS oer»
urfadht. ©iefer beträgt im Sern ber ©tabt unb überhaupt
im gnnern oon Drtfçhaften regelmäßig unoergletchïtch
mehr, als an ber Peripherie betfelben. @S roäre bähet
fchlechitoeg nicht buxchführbar, rooHte man bereits im
bidht überbauten, teuren Soben aufroeifenben ©tabttnnern
bie SobenauSnüßung berart einfdhränfen, mie bie§ auf
bem Sanbe möglich ift (geringe ©ebäubehöhe, offene
Sauroetfe mit oerhältniSmäßig großen Sauabftänben).
©aburdf mürben bie ©runbeigentümer ju ferner gefdhä»

bigt. SlnbererfeitS ift fetn jrolngenber ©runb bafür ein»

jufeßen, roeShalb tn ben äußern ©tabt» unb ©emeinbe»
teilen nicht eine etroaS roeniger tntenftoe unb baher bte

gefunbheits» unb feuerpolizeilichen gntereffen etroaS mehr
berüclfichiigenbe Sauart oorgef^rieben merben follte. |jter
ift ber Soben oermöge fetner bisherigen SenüßungSart
noch billiger. ©S ïann beShalb auS ihm auch noch ^ne
genügenbe SIenbite herauSgeroirtf^aftet merben, roenn er
nicht mit fünfftöctigen, langreihigen SJItetSîafernen über»
baut mirb.

•* pen oorftehenben Ausführungen ift bereits ju
entnehmen, in roeld)er SBeife ungefähr eine Abftufung
beS ©emeinbegebteteê htnßchtlich ber Verfchiebenheit ber
Sauoorfdhriften erfolgen Eann unb foil. Vor allem ift
im gnnern ber ©tabt ober beS größeren ©orfeS eine
oermehrte Saubichtigîett jujulaffen, roaS mit ber geft»
feßung ber gefchloffenen Sautoeife gesehen îann. gn
ben äußeren ©ebteten ber Ortfchaft bagegen foH bte

offene ober halboffene Sauroetfe befiehen. gn ben etn»

jelnen goneti tönnen bie Vorschriften über bie Sonftruî»
tion ber einzelnen ©ebäube öerfcßieben fein (j. S. im
gnnetn maffio, außen mehr frotjbau).

©ine Slbftufung ber Sauoorfchriften tann auch in
ber SBetfe erfolgen, baß eine geroißc SeroerbungSart beS

SobenS auf befonbere ©emetnbeteile befchrânït bleibt,
baß z- gabrifen unb einzelne ©eroerbe in geroiffen
©tabi» unb ©emetnbeteilen nießt erftellt unb betrieben
roerben bürfen.

II. AuS ben angeführten ©rünben haben im Santon
©t. ©aüen bisher oter ©emetnben befonbere Saujonen
ausgef(hieben, nämlich ©t. ©aßen, ©ablat, ©traubenjell
unb Slorfdhadh- SBährenb bie erftgenannten bret ©emein»
ben oter Saujonen unterfcheiben, ïennt bie Sauorbnung
oon Slorfdjach nur beren bret. ©ie Verfchtebenhett ber
Vorf^riften in ben einzelnen gonen befiehl hauptfächtid)
inbejug auf bte Sauroetfe — gefdfloffene, halboffene ober
offene Sauroeife — auf bie ©röße ber ©renj» unb
©ebäubeabftänbe, auf bie ©ebäubehöhe unb ©tocîroerî»
anjahl. gerner finben fid) Seftimmungen oor, bte in ben
einzelnen Saujonen eine Verfchtebenhett htnfichtltch ber
SonftrultionSart ber ©ebäube als juläffig erflären.

§ H2. <5vcit3= unb (ßcbüubcctbfiänbc.
I. 1. hierüber befiehen foroohl prioatredhtliche als

auch öffentlichrechtHdje Vorfchlriften. ©rftere ftnben ßch
im @. ©. jum g. ®. S. Art. 130, leßtere jur ôaupt»
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St. Gallisches Baupolizeirecht.
(Auszug aus einer beim st. gallischen Baudepartement erschienenen

Abhandlung von Dr. I. Elser, Departementssekretär.)

II. Teil.
Materielles Baupolizeirecht.

(Fortsetzung).

Z sl». Umlegung von Bcrugebiet und Greirz-
regelung. (In Hauptsachen wird aus § 6 verwiesen).

I. Zweck und Inhalt. Beide Institute, die Um-

legung und die Grenzregelung, bezwecken somit vornehm-
lich die Schaffung günstiger Bauplätze und befriedigen
so hauptsächlich private Interessen. Allerdings sind damit
vielfach auch Borteile für die Öffentlichkeit verbunden.

Grundstücke, die zufolge ungünstiger Grenzverhältnisse
oder Flächenmaße — entstanden z. B. durch den Bau
neuer oder durch Korrektion ober Aushebung bestehender

Straßen, durch Festsetzung von Baulinien oder durch

Teilung von Grundstücken — nicht oder nur unrationell
bebaut werden könnten, sollen entweder zusammengelegt
und nach Bildung neuer, für die bauliche Verwertbarkeit
vorteilhafterer Grenzen an die bisherigen Grundeigen-
tümer neu aufgeteilt werden, oder dann lediglich eine

Verbesserung ihrer Grenzen erfahren. Wenn auch diese

Maßnahmen in der Regel im eigensten Interesse der
Grundeigentümer liegen, sind möglicherweise doch immer
solche Beteiligte vorhanden, die. entweder aus Unverstand
oder Eigensinn, eine auf Grund freier Vereinbarung
erfolgende Umlegung oder Grenzregelung zu verunmög-
lichen suchen. Aus diesem Grunde sieht das Gesetz htefür
die Möglichkeit des Zwanges vor.

II. Das sachliche Anwendungsgebiet der Grenzregelung
ist etwas weiter als dasjenige der Umlegung. Immerhin
wird praktisch auch die Grenzregelung hauptsächlich in-
bezüg aus Baugrunvstucke Anwendung
sache, ob diese ganz oder teilweise bereits überbaut sind
oder nicht, hat aus die Anwendbarkeit der Grenzregelung
grundsätzlich keinen Einfluß. Die Umlegung dagegen kann

nur be; im wesentlichen unüberbautem Baugebtet statt-

finden. Die Entscheidung darüber, ob dieses Merkmal
vorliege, hängt von den Verumständungen des einzelnen

Falles ab. Die Grenzregelung ist eigentlich nichts anderes
als eine Umlegung in kleinem Maßstabe.

III. Die Durchführung der Umlegung geschieht in der

Weise, daß die bestehenden Grenzlinien der ins Umle-

gungs-Unternehmen einzubeziehenden Grundstücke aufge-

hoben und diese, einschließlich der allfällig entbehrlich
werdenden öffentlichen und privaten Straßen und Wege,

zu einem Ganzen vereinigt werden. Hieraus ist zunächst
der für die öffentlichen Straßen, Plätze und Wege vor-
gesehene Boden auszuscheiden. Das übrigbleibende Land
wird nunmehr in der Weise aufgeteilt, daß jeder Grund-
etgentümer eine Parzelle zugeschieden erhält, welche sich

in möglichst gleicher Lage wie die alte befinden muß
und deren Größe zu dem nach Abzug der für den

öffentlichen Verkehr bestimmten Bodenfläche verbleibenden
Boden im gleichen Verhältnis steht, wie die alte Parzelle
zu dem gesamten umgelegten Boden (Art. 181). Von
der Übernahme einer neuen Parzelle ist derjenige aus-
geschlossen, welcher bei der Verteilung nur ein als Bau-
stelle ungenügendes Stück Boden erhalten würde. Dieses
verbleibende Bodenstück wird den übrigen Grundeigen-
tümern pro rata der Fläche ihres in das Unternehmen
einbezogenen Grundbesitzes zugeschieden. Sind mehrere
solche ungenügend große Anteile vorhanden und reicht
deren zusammengezähltes Flächenmaß zur Bildung einer
selbständigen Parzelle hin, so wird diese als solche aus-
geschieden und muß vom Umlegungs-Unternehmen zur
freien Verfügung übernommen werden. Andernfalls findet
der nämliche Verteilungsmodus statt, der auch Anwen-

dung findet, wenn nur ein einziges ungenügendes Boden-
stück verbleibt.

Z lfft Die Bauzonenvsrschriften.
I. Die meisten Gemeinden haben für ihr ganzes

Gemeindegebtet die nämlichen materiellen Bauvorschristen
aufgestellt. Eine solche Regelung ist möglich für ländliche
Gemeinden, geht dagegen nicht wohl an für Städte und
größere Dörfer, wo der Wert des Bodens und dessen

Bewerbungsart grundsätzlich verschieden sind je nach der
Lage desselben. Im Kern der Stadt sind die Gebäude
in der Regel bereits vor Erlaß irgendwelcher Bauord-
nung verhältnismäßig dicht zusammengestellt worden.
Hier wickelt sich der Hauptverkehr ab, weshalb sich auch
die Geschäfte aller Art hier niedergelassen haben. Diese
Umstände haben eine Erhöhung des Bodenwertes ver-
ursacht. Dieser beträgt im Kern der Stadt und überhaupt
im Innern von Ortschaften regelmäßig unvergleichlich
mehr, als an der Peripherie derselben. Es wäre daher
schlechtweg nicht durchführbar, wollte man bereits im
dicht überbauten, teuren Boden aufweisenden Stadtinnern
die Bodenausnützung derart einschränken, wie dies auf
dem Lande möglich ist (geringe Gebäudehöhe, offene
Bauweise mit verhältnismäßig großen Bauabständen).
Dadurch würden die Grundeigentümer zu schwer geschä-

digt. Andererseits ist kein zwingender Grund dafür ein-
zusehen, weshalb in den äußern Stadt- und Gemeinde-
teilen nicht eine etwas weniger intensive und daher die

gesundheils- und feuerpolizeilichen Interessen etwas mehr
berücksichtigende Bauart vorgeschrieben werden sollte. Hier
ist der Boden vermöge seiner bisherigen Benützungsart
noch billiger. Es kann deshalb aus ihm auch noch eine
genügende Rendite herausgewirtschaftet werden, wenn er
nicht mit fünfstöckigen, langreihigen Mietskasernen über-
baut wird.

1-. Äu» den vorstehenden Ausführungen ist bereits zu
entnehmen, in welcher Weise ungefähr eine Abstufung
des Gemetndegebtetes hinsichtlich der Verschiedenheit der
Bauvorschriften erfolgen kann und soll. Vor allem ist
im Innern der Stadt oder des größeren Dorfes eine
vermehrte Baudichtigkeit zuzulassen, was mit der Fest-
setzung der geschlossenen Bauweise geschehen kann. In
den äußeren Gebteten der Ortschaft dagegen soll die
offene oder halboffene Bauweise bestehen. In den ein-
zelnen Zonen können die Vorschriften über die Konstruk-
tion der einzelnen Gebäude verschieden sein (z. B. im
Innern massiv, außen mehr Holzbau).

Eine Abstufung der Bauvorschriften kann auch in
der Weise erfolgen, daß eine gewiße Bewerbungsart des
Bodens auf besondere Gemeindeteile beschränkt bleibt,
daß z. B. Fabriken und einzelne Gewerbe in gewissen
Stadt- und Gemeindeteilen nicht erstellt und betrieben
werden dürfen.

II. Aus den angeführten Gründen haben im Kanton
St. Gallen bisher vier Gemeinden besondere Bauzonen
ausgeschieden, nämlich St. Gallen, Tählat. Straubenzell
und Rorschach. Während die erstgenannten drei Gemein-
den vier Bauzonen unterscheiden, kennt die Bauordnung
von Rorschach nur deren drei. Die Verschiedenheit der
Vorschriften in den einzelnen Zonen besteht hauptsächlich
inbezug auf die Bauweise — geschlossene, halboffene oder
offene Bauweise — auf die Größe der Grenz- und
Gebäudeabstände, auf die Gebäudehöhe und Stockwerk-
anzahl. Ferner finden sich Bestimmungen vor, die in den
einzelnen Bauzonen eine Verschiedenheit hinsichtlich der
Konstruktionsart der Gebäude als zulässig erklären.

F Grenz- und Gebändeabstcinde.
I. 1. Hierüber bestehen sowohl privatrechtliche als

auch öffentlichrechtliche Vorschriften. Erstere finden sich
im E. G. zum Z. G. B. Art. 130, letztere zur Haupt-
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lache in ben loïalen Saureglementen unb überbauungS»
planen, daneben enthalten auch bie cibgenöffifd^e Ser»
orbnung belreffenb baS ©cßlacßten, bie gletfchfcßau 2c.,
ferner bie fantonale ©trafen» unb geuerpoligeigefe^ge-
bung bezügliche Sefiimmungen.

2. Sor gnïrafttreten beS eben genannten @. ®. zum
3- @. S. waren bte maßaebenben Sefiimmungen in
2lrt. 13 unb 16 beê SlienftbarteitengefeßeS enthalten.
®tefe SSorfc^riften waren unhefirittenermaßen nacßbar»
rechtlicher Statur.

®te rechtliche Statur btefer ©renj- unb ©ebäubeab»
ftanbSoorfdjriften in ben örtlichen Seglementen roar zum
minbeften unïlar. Slucß bie ?}3rajçi§ ber ©ericßte roar in
btefer fnnficßt leine tonftante.

3. ®a§ neue ÜRecßt bat in biefer Sezleßung gegen=
über bem alten Klarheit gefdjaffen. SNaßgebenb ifi Ülrt. 130
@. @. zum 3- © S. mit folgenbem SBortlaut:

gn ©ebieten, für roeldje rceber butch Sauregtement
nocß ÜberbauungS tßlan öffentltd^=red^tlid^e Sorfcßriften
über ©ebäubeabftänbe erlaffen finb, haben neue ©ebäube
unb ©ebäubeteile, roelche nicht an bte ©teile alter treten,
einen ©renjabfianb non roenigfienS brei Sftetern elnzu»
halten.

©ebäube ober ©ebäubeteile, roelche an bie ©teile alter
treten, finb oon ber ©inhaltung biefeS Slbftanbes nur
bann befreit, roenn bte Sauanzeige innert gahreSfrifi
fett Sefeitigung ber alten Dbjefte, bei ©ebauben ober
©ebaubeteilen, bie cor bem 1. Januar 1912 befettigt
rourben, innert gahreSfrifi feit gnïrafttreten btefes ®e=
feßeS erlaffen roorben ift unb roenn bie Saute hietauf
innert gaßreSfrift nach ©Uaß ber Sauanjetge ober ber
enbgültigen Sefeitigung allfälliger ©infpradjen begonnen
roirb.

2)anad) gilt ber in 2lbfaß 1 biefeS Strtifels feflge-
feßte prioatrechtliche ©renjabfianb oon brei ÜJiäern nur
fubfibiär, nämlich für ben fjaïï, ba§ örtliche Sauregle'
mente hierüber nicht öffenllichrechllicße Sorfch'äften eni»

halten. SDamit ift im ©egenfaß jum alten Sedd tlar
auSgebrüdl:, baß bie ©renj« unb ©ebänbeabftanbSoor»
fd^riften in ben totalen Sauorbnungen öffentltcßrechtllcher
unb nicht prioatrecßtlicher Ulatur finb. Strafrechtliche
Slormen roerben übrigens auch gemäß 2lrt. 148 ®.
Zum 3- © S3- tu Saureglementen nicht jugelaffen.

@S befiehl fomit im Kanton @t. ©aßen bie 9Rec^t§=

läge, baß in benfenigen ©emetnben, bte in lofalen Sau-
oorfchriften Seftimmungen über ©renz» unb ©ebäube--

abfiänbe erlaffen haben, biefe atS retneS öffentliches
Siecht gelten, in benfenigen ©emetnben jebocß, bie folcße
örtliche Sorfchriften nicht befißen, bte baherigen Seftim<
mungen prioateS Siecht barfteßen.

4. ®er grunöfäßliche unb außerorbentlich roichtige
Unterfcßieb ^nnfcben ben öffentltchrechtlichen unb ben
nacßbar» ober prioatrechtliche« ©renz» unb ©ebäubeab»
fianbSoorfchriften ift einmal ber, baß letztere biSpofttioer
Statur finb unb baher burcß Seretnbarung ber 9Infiößer
beliebig abgeänbert roerben tonnen, bei ben erfteren, bie
einen abfoluten ©fjaratter haben, bteS ieboch au§ge=
fcßloffen ober boct) nur mit guftimmung ber Saupoltjet»
beßörbe guläffig ift. SJlit SRüdficßt auf bie heroorragenbe
Sebeutung ber ®renj< unb ©ebäubeabftänbe für bie

©efunbßeltS» unb namentlich bie geuerpollzet muß eine

auSfcßließlicß bem fßrioatredht überlaffene Siegelung ber»

felben als ungenügenb erachtet roerben. 3u>ecfentfprechenb
ift eS einzig, roenn bte baherigen Sorfchriften buret) ba§
öffentliche Stedjt georbnet unb fo ber prioaten Serab»
rebung gänzlich entzogen roerben.

@tn roetterer Unterfcßteb befiehl audi) binficßtlich beS

SerfahrenS, ba§ bei ©treitigteiten über ©inßaltung ber
©renz» unb ©ebäubeabftänbe einzutreten hat- gn ben»
fenigen gälten, in benen eS fid) um prioatrechtliche

Sorfchriften ßanbelt, ift ber zur Serfolgung jioilrecht»
lieber Slnfprücße oorgefchrtebene 2Beg ju betreten (prioat»
rechtliche Saueinfprache, SeftßeSfcßußDerfabren, orbent-
lieber fßrozeßroeg). gn benfenigen gäßen febodh, in
welchen bie ©renz» unb ©ebäubeabftänbe öffentlichrecht»
lieh geregelt finb, fönnen biefe SecßtSfchußmiitel mit
©rfolg nicht angeroenbet roerben. £ier befteht eben für
ben ©injelnen letn fubjeitioeS ißrioatrecht gegenüber
feinem -Nachbar, wonach er oon ihm bie ©inhaltung
beS ©renz» unb ©ebänbeabftanbeS oerianaen tonnte.
®er bnreh bie ^Nichtbeachtung ber baherigen Sorfchriften
in feinen gntereffen Serleßte hat oielmehr einzig bie
SRöglidhteit, fich an bie Slbminifiraiioe ?u roenben, oon
roelcber er oerlanqen îann, baß fie ben im öffentlichen
gntereffe aufgefaßten ©renj» unb ©ebäubeabfianbSoor»
fchriften allfettige Sladfaehtung oerfchaffe.

11. Über ben materiellen gnhalt ber ©renz» unb
©ebäubeabftanbSoorfchriften ift folaenbeS zu fagen:

1. Sie prioatrechtlichen Sorfdjriften: ®er Slbfianb
roirb in allen gäUen oon ber llmfaffungSroanb auS ge=
meffen. ©Injetne mäßige ©ebäubeoorfprünge (Sorbächer,
Saîïone, ©rter unb bergt.) in bem innerhalb ber brei
SJJeter gelegenen Saum finb zuläffig.

treten neue ©ebäube ober ©ebäubeteile an bie ©teile
alter, fo finb fie oon ber ©inhaltung beS genannten
©rerpbftanbeS befreit, fofem bie Sauanzeige innert
gahreSfrift feit ber Sefeiiigung ber alten Obfefte erlaffen
roorben ift unb roenn bie Saute hierauf innert gahreS»
frift nach ©rlaß ber Sauanzetge ober ber enbgültigen
Sefeitigung allfälliger ©infpradjen begonnen roirb. ®ie
anftanbslofe Serectinung biefer grifien ift in ber ißrajis
nicht immer fo einfad).

®ie erfte grift beginnt mit ber Seenbigung be§
SIbbrncheS ber einzelnen ©ebäubeteile.

©ine weitere ©chroierigîeit liegt in ber zeitlichen
Seftimmung beS Segtnnes ber Sauarbeiten für ba? "?ne
SauroerL gn biefer £ymfiept ift zu fagers. baß bloße
SorbereitungShanblungen, roie ber Ülbfcßluß oon Sau»
oerträgen, bie Slbfriebung beS SauolaheS, baS ©rfteüen
ber ©etüfie, bß§ guführen oon Saumateriatien, noch
nicht ben Seginn ber Saute bebeuten. ©iefer liegt oiel»
mebr erft bann oor, roenn ben bisherigen guftanb ber
©runbftücfe oeränbernbe, auSfrhließlich burâ ben Seu»
bau fetbfi bebingte bauliche SNaßnahmen getroffen roorben
finb. ©0 finb Slb» unb SluSgrabungen unb ber Sau oon
©tüßmauern, foroeit fie zur ©rfieöung ber ©ebäubefunba»
mente btenen. bereits als Seginn ber Saute anzufeßen.

Seim gu^ammentreffen oon prioat unb öffentlich»
rechtlichen ©Infpracßcn beginnt bie grifi erft mit ber
Sefeitigung ber öffentlichrechtltchen ©infpraeße.

2. a) Son ben öffentllchredjtließen ©renz» unb ©e»

bäubeabßanbSoorfcßriften ift zunädhft bie eibgenöffifeße
Serorbnung betreffenb baS ©dblacßten, bie gleifchfcßau
ufro. zu ermahnen.

b) Unter ben fantonalen öffentlichrechtlichen ©renj»
unb ©ebäubeabftanbSoorfchriften finb bie roießtigften bte»

fenigen beS 2lrt. 76 beS ©traßengefeßeS unb beS mit
biefem inhaltlich übereinftimmenben fürt. 6 ber Polizei»
oerorbnung zum genannten ©efeß. ®anacß ftnb neu auf»
Zufüßrenbe ©ebäube, foroie 9In» unb ^ößerbauten an be»

fteßenben ©ebäuben bei ©taatSftraßen (©Iraßen J. Klaffe)
In einer ©ntfernung oon roenigftenS 4,5 111, bei ©e»

meinbeftraßen (©traßen II. Klaffe) unb bei ütebenfiraßen
(©traßen III. Klaffe) in einer ©ntfernung oon roenig»
ftenS 3 m oon ber ©traßengrenze anzulegen. Sorbächer,
®acßgefimfe, einzelne îreppenfiufen unb Saltone bürfen
höcßfienS 1 m über bte genannte Saultnie oorfpringen.

2Iucß bte ©renzabfianbSoorfdhriften beS 2Irt. 76 beS

©traßengefeßeS ßaben bloß fubfibiären ©ßarafter. 2Irt. 86
leg. cit. beftimmt nämlich, baß in örtlichen, 00m IRegte»
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sache in den lokalen Baureglementen und llberbauungs-
Plänen. Daneben enthalten auch die eidgenössische Ver-
ordnung betreffend das Schlachten, die Fleifchschau :c„
ferner die kantonale Straßen- und Feuerpolizeigesetzge-
bung bezügliche Bestimmungen.

2. Vor Inkrafttreten des eben genannten E. G. zum
Z. G. B. waren die maßgebenden Bestimmungen in
Art. 13 und 16 des Dienstbarkeitengesetzes enthalten.
Diese Vorschriften waren unbestrittenermaßen nachbar-
rechtlicher Natur.

Die rechtliche Natur dieser Grenz- und Gebäudeab-
standsvorschriften in den örtlichen Reglementen war zum
mindesten unklar. Auch die Praxis der Gerichte war in
dieser Hinsicht keine konstante.

3. Das neue Recht hat in dieser Beziehung gegen-
über dem alten Klarheit geschaffen. Maßgebend ist Art. 136
E. G. zum Z. G. B. mit folgendem Wortlaut i

In Gebieten, für welche weder durch Baureglement
noch Überbauungs - Plan öffentlich-rechtliche Vorschriften
über Gebäudeabstände erlassen sind, haben neue Gebäude
und Gebäudeteile, welche nicht an die Stelle alter treten,
einen Grenzabstand von wenigstens drei Metern einzu-
halten.

Gebäude oder Gebäudeteile, welche an die Stelle alter
treten, sind von der Einhaltung dieses Abstandes nur
dann befreit, wenn die Bauanzeige innert Jahresfrist
seit Beseitigung der alten Objekte, bei Gebäuden oder
Gebäudeteilen, die vor dem 1. Januar 1312 beseitigt
wurden, innert Jahresfrist seit Inkrafttreten dieses Ge-
setzes erlassen worden ist und wenn die Baute hierauf
innert Jahresfrist nach Erlaß der Bauanzeige oder der
endgültigen Beseitigung allsälliger Einsprachen begonnen
wird.

Danach gilt der in Absatz 1 dieses Artikels festge-
setzte privatrechtliche Grenzabsiand von drei Metern nur
lubsidiär, nämlich sür den Fall, daß örtliche Bauregle-
mente hierüber nicht öffentlichrechtliche Vorschriften ent-
halten. Damit ist im Gegensatz zum alten Recht klar
ausgedrückt, daß die Grenz- und Gebäudeabstandsvor-
schriften in den lokalen Bauordnungen öffentlichrechtlicher
und nicht privatrechtlicher Natur sind. Prioatrechtliche
Normen werden übrigens auch gemäß Art. 148 E. G.
zum Z. G. B. in Baureglementen nicht zugelassen.

Es besteht somit im Kanton St. Gallen die Rechts-
läge, daß in denjenigen Gemeinden, die in lokalen Bau-
Vorschriften Bestimmungen über Grenz- und Gebäude-
abstände erlassen haben, diese als relues öffentliches
Recht gelten, in denjenigen Gemeinden jedoch, die solche

örtliche Vorschriften nicht besitzen, die daherigen Bestim-
mungen privates Recht darstellen.

4. Der grundsätzliche und außerordentlich wichtige
Unterschied zwischen den öffentlichrechtlichen und den
nachbar- oder privatrechtlichen Grenz- und Gebäudeab-
standsvorschriften ist einmal der, daß letztere dispositiver
Natur sind und daher durch Vereinbarung der Anstößer
beliebig abgeändert werden können, bei den ersteren, die
einen absoluten Charakter haben, dies jedoch ausge-
schloffen oder doch nur mit Zustimmung der Baupolizei-
behörde zulässig ist. Mit Rücksicht auf die hervorragende
Bedeutung der Grenz- und Gebäudeabstände für die

Gesundheits- und namentlich die Feuerpolizei muß eine

ausschließlich dem Privatrecht überlassene Regelung der-
selben als ungenügend erachtet werden. Zweckentsprechend
ist es einzig, wenn die daherigen Vorschriften durch das
öffentliche Recht geordnet und so der privaten Verab-
redung gänzlich entzogen werden.

Ein weiterer Unterschied besteht auch hinsichtlich des
Verfahrens, das bei Streitigkeiten über Einhaltung der
Grenz- und Gkbäudeabstände einzutreten hat. In den-
jenigen Fällen, in denen es sich um privatrechtliche

Vorschriften handelt, ist der zur Verfolgung zivilrechi-
sicher Ansprüche vorgeschriebene Weg zu betreten (privat-
rechtliche Baueinsprache, Besitzesschutzverfahren, ordent-
sicher Prozeßweg). In denjenigen Fällen jedoch, in
welchen die Grenz- und Gebäudeabstände öffentlichrecht-
sich geregelt sind, können diese Rechtsschutzmittel mit
Erfolg nicht angewendet werden. Hier besteht eben sür
den Einzelnen kein subjektives Privatrecht gegenüber
seinem Nachbar, wonach er von ihm die Einhaltung
des Grenz- und Gebäudeabstandes verlangen könnte.
Der durch die Nichtbeachtung der daherigen Vorschriften
in seinen Interessen Verletzte hat vielmehr einzig die
Möglichkeit, sich an die Administrative zu wenden, von
welcher er verlangen kann, daß sie den im öffentlichen
Interesse aufgestellten Grenz- und Gebäudeabstandsvor-
schriften allseitige Nachachtung verschaffe.

II. Über den materiellen Inhalt der Grenz- und
Gebäudeabstandsvorschriftsn ist folgendes zu sagen:

1. Die privatrechtlichen Vorschriften: Der Abstand
wird in allen Fällen von der Umfassungswand aus ge-
messen. Einzelne mäßige Gebäudevorsprünge (Vordächer,
Balköne, Erker und dergl.) in dem innerhalb der drei
Meter gelegenen Raum sind zulässig.

Treten neue Gebäude oder Gebäudeteile an die Stelle
alter, so sind sie von der Einhaltung des genannten
Grerzzbftandes befreit, sofern die Bauanzetge innert
Jahresfrist seit der Beseitigung der alten Objekte erlassen
worden ist und wenn die Baute hierauf innert Jahres-
frist nach Erlaß der Bauanzetge oder der endgültigen
Beseitigung allfälliger Einsprachen begonnen wird. Die
anstandslose Berechnung dieser Fristen ist in der Praxis
nicht immer so einfach.

Die erste Frist beginnt mit der Beendigung des
Abbruches der einzelnen Gebäudeteile.

Eine wettere Schwierigkeit siegt in der zeitlichen
Bestimmung des Beginnes der Bauardetten für da?
Bauwerk. In dieser Hinsicht ist zu sagen, daß bloße
Vorbereitungshandsimgen, wie der Abschluß von Bau-
vertrügen, die Abfriedung des Bauplatzes, das Erstellen
der Gerüste, das Zuführen von Baumaterialien, noch
nicht den Beginn der Baute bedeuten. Dieser liegt viel-
mehr erst dann vor, wenn den bisherigen Zustand der
Grundstücke verändernde, ausschließlich durck den Neu-
bau selbst bedingte bauliche Maßnahmen getroffen worden
sind. So sind Ab- und Ausgrabungen und der Bau von
Stützmauern, soweit sie zur Erstellung der Gebäudefunda-
mente dienen, bereits als Beginn der Baute anzusehen.

Beim Zusammentreffen von privat und öffentlich-
rechtlichen Einsprachen beginnt die Frist erst mit der
Beseitigung der öffentlichrechtlichen Einsprache.

2. a) Von den öffentlichrechtlichen Grenz- und Ge-
bäudeabstandsvorschristen ist zunächst die eidgenössische

Verordnung betreffend das Schlachten, die Fleischschau
usw. zu erwähnen.

b) Unter den kantonalen öffentlichrechtsichen Grenz-
und Gebäudeabstandsvorschriften sind die wichtigsten die-
jenigen des Art. 76 des Straßengesetzes und des mit
diesem inhaltlich übereinstimmenden Art. 6 der Polizei-
Verordnung zum genannten Gesetz. Danach sind neu auf-
zuführende Gebäude, sowie An- und Höherbauten an be-

stehenden Gebäuden bei Staatsstraßen (Straßen l. Klasse)
in einer Entfernung von wenigstens 4.5 m, bei Ge-
meindestraßen (Straßen II. Klasse) und bei Nebenstraßen
(Straßen III. Klaffe) in einer Entfernung von wenig-
siens 3 m von der Straßengrenze anzulegen. Vordächer,
Dachgesimse, einzelne Treppenstufen und Balköne dürfen
höchstens 1 m über die genannte Baulinie vorspringen.

Auch die Grenzabstandsvorschriften des Art. 76 des

Straßengesetzes haben bloß substdiären Charakter. Art. 86
leZ. elt. bestimmt nämlich, daß in örtlichen, vom Regte-
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rungirat zu genehmigenben Saureglementen, wenn not»
menbig ober jroeetmeiftig, oon ben im VI. Slbfcftnitt bei
©traftengefeftei, wozu auch SItt. 76 gehört, enthaltenen
aSorfd^eiften abwetdjenbe Seftimmungen erlaffen werben
tonnen. ®a ben Saureglementen bie Sauliniew unb
•Uberbauungipläne gleichzustellen finb (§ 9 L 2Ibf. 3 hteoor),
tönnen auch tn btefen foldje abroetchenbe Seftimmungen
erlaffen werben, mai fehr häufig oorfommt,

SBeitere Sorfchriften finben ftch in ben oerfthiebetten
SReglementen ber puerpoltzetgefeftgebung.

c) aa ©te öffentlidjrechtlichen Sauabfianbioorfchriften
in ben örtlichen Saupolijeterlaffen finb oon aufterorbent»
Hdh wichtiger Sebeutmtg. ©te regeln Serhältniffe, bie

oornehmlich für bie puerftcherftett unb öffentliche @e=

funbheit oon einfchneibenbfter Sßirfung finb. ©le foüett
bai fDiaft ber ©efahr ber ©nizünbung ber einem bren»
nenben |>aufe benachbarten ©ebäube möglicbfi herab»

fetp unb oor allem eine genügenbe Sicht' unb Suftjufuhr
ermöglichen. Qnbepg auf bie erftgenannte 3lufgabe wirb
bie ©röfte bei Sauabfianbei hauptfäd&lid) auch abhängig
gemacht oon ber Konfination ber ©ebäube (oergleiche
hierüber auch 15 I. 1. hienach). p ©ebiefen, in benerc

nur ©telnbauten juläffig finb, braucht ber Sauabftanö
nicht fo groft fein, wie in folgen, in benen £jolj=
bauten oorwiegen. ©aneben tommen auch bie Saulanb»
greife in Betracht. P teurer ber Soben, befto eher
wirb man fleinere fHbftänbe gefiatten müffen.

bb) ©tei führt zur Unterfchetbung jwifdhen offener,
halboffener unb gesoffener Saumetfe. ©ie Slbgrenzung
Zroifchen ben einzelnen biefer Segriffe ift feine abfolut
fefte, mai fchon aui bem Sorîommen bei Sluibrucfei
„halboffene" Sauweife erftchtlich ift

Sei gefdhloffener Saumetfe müffen unb bürfen bie

einzelnen ©ebäube unmittelbar aneinanber gebaut werben.

©iefem ©rmtbfafte gegenüber beftehen jeboef) oerfchtebene
3lu§nahmen, einmal inbejug auf bai „bürfen", fobann
inbejug auf bai „müffen".

Set offener Saumelfe bürfen in ber Siegel nur
©tnzelhäufer erftellt werben.

Uli? halboffen bezeichnet man bie Sauweife barm,
wenn fte fogercannte ©ruppen» unb SJeiftenhäufer auf»
weift. 2öo folche jugelaffen finb, finbet ftdh gewöhnlich
noch bie weitere Sorfdhrift, baft foldhe Sauten fieti ali
©inhett unb gleichzeitig aufzuführen finb unb bah bai
©anze arshiteftonifch gefällig auigebilbet wirb.

cc) pr bai ©ebiet bei Danton? ©t. ©allen bilbet
bie offene Sauweife bie Siegel. @§ beftehen benn auch
nur runb 12 Sieglemente, welche Sorfdjriften für eine
allfällige ©urchfüftrung ber gefdE)Ioffenen Sauweife ent=
halten, ©iefe wirb regelmaftig nur tn einem befiimmt
umgrenjten ©eile bei ©emetnbegebietei jugelaffen. pr
beffen übrigen ©eil ift bie offene Sauweife oorgefehen.
Oft aber werben auch «och ftter Unterfc|tebe htnfichtlich
ber Saubichtigteit aufgeftellt. puptläeftltd) zu biefern
.Swede werben in Saureglementen ober befonbern Ort?»
planen oerfchiebene Sauzonen auigefthieben.

dd) ©te Siegelung ber ©ceuz* unb ©ebäubeabfiänbe
für bie offene Sauweife geftaltet ftcf) tn ben einzelnen
lofalen Saureglementen ziemlich mannigfaltig. SJleifteni
wirb fowohl für ben @renz= ali auch für ben ©ebäube*
abftanb ein gewiffei SJUnbeftmaft oorgefchrteben, bai [ich
Zmifchen 3 unb 5 m (©renzabftanb), beztehungimeife
Zwifchen 6 unb 10 m (©ebäubeabfianb), bewegt, p 9
Sieglementen werben bie Slbfiänbe oon ber ©ebaubeftöhe
abhängig gemacht, tnbem befiimmt wirb, baft ber ©renz»
abftanb zum minbeften 73, Vio ober 72 ber ^cöfte bei
zur ©rfteliung gelangenben ©ebäubei zu betragen habe,
©ementfpredbenb beträgt ber Sauabftanb je 7s, ®/io ober
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rungsrat zu genehmigenden Baureglementen, wenn not-
wendig oder zweckmäßig, von den im VI, Abschnitt des
Straßengesetzes, wozu auch Art. 76 gehört, enthaltenen
Vorschriften abweichende Bestimmungen erlassen werden
können. Da den Baureglementen die Baulinien- und
Überbauungspläne gleichzustellen sind (§ 9 I. Abs. 3 hieoor),
können auch in diesen solche abweichende Bestimmungen
erlassen werden, was sehr häufig vorkommt.

Weitere Vorschriften finden sich in den verschiedenen
Reglementen der Feuerpolizeigesetzqebung.

a) ou Die öffentlichrechtlichen Bauabstandsvorschriften
in den örtlichen Baupolizeierlassen sind von außerordent-
ltch wichtiger Bedeutung. Sie regeln Verhältnisse, die

vornehmlich für die Feuersicherhett und öffentliche Ge-
sundheit von einschneidendster Wirkung sind. Sie sollen
das Maß der Gefahr der Entzündung der einem bren-
nenden Hause benachbarten Gebäude möglichst herab-
setzen und vor allem eine genügende Licht- und Lustzufuhr
ermöglichen. Jnbezug auf die erstgenannte Aufgabe wird
die Größe des Bauabstandes hauptsächlich auch abhängig
gemacht von der Konstruktion der Gebäude (vergleiche
hierüber auch 5 15 I. 1, hienach). In Gebieten, in denen
nur Steinbauten zulässig sind, braucht der Bauabstand
nicht so groß zu sein, wie in solchen, in denen Holz-
bauten vorwiegen. Daneben kommen auch die Bauland-
preise in Betracht. Je teurer der Boden, desto eher
wird man kleinere Abstände gestatten müssen.

bd) Dies führt zur Unterscheidung zwischen offener,
halboffener und geschlossener Bauweise. Die Abgrenzung
zwischen den einzelnen dieser Begriffe ist keine absolut
feste, was schon aus dem Vorkommen des Ausdruckes
„halboffene" Bauweise ersichtlich ist

Bei geschlossener Bauweise müssen und dürfen die

einzelnen Gebäude unmittelbar aneinander gebaut werden.

Diesem Grundsatze gegenüber bestehen jedoch verschiedene
Ausnahmen, einmal wbezug auf das „dürfen", sodann
inbezug auf das „müssen".

Bei offener Bauweise dürfen in der Regel nur
Einzelhäuser erstellt werden.

Als halboffen bezeichnet man die Bauweife dann,
wenn sie sogenannte Gruppen- und Reihenhäuser auf-
weist. Wo solche zugelassen sind, findet sich gewöhnlich
noch die weitere Vorschrift, daß solche Bauten stets als
Einheit und gleichzeitig aufzuführen sind und daß das
Ganze architektonisch gefällig ausgebildet wird.

ee) Für das Gebiet des Kantons St. Gallen bildet
die offene Bauweise die Regel. Es bestehen denn auch
nur rund 12 Réglemente, welche Vorschriften für eine
allfällige Durchführung der geschlossenen Bauweise ent-
halten. Diese wird regelmüßig nur in einem bestimmt
umgrenzten Teile des Gemeindegebietes zugelassen. Für
dessen übrigen Teil ist die offene Bauweise vorgesehen.
Oft aber werden auch noch hier Unterschiede hinsichtlich
der Baudichtigkeit aufgestellt. Hauptsächlich zu diesem
Zwecke werden in Baureglementen oder besondern Orts-
Plänen verschiedene Bauzonen ausgeschieden.

<Zit) Die Regelung der Grenz- und Gebäudeabstände
für die offene Bauweise gestaltet sich in den einzelnen
lokalen Baureglementen ziemlich mannigfaltig. Meistens
wird sowohl für den Grenz- als auch für den Gebäude-
abstand ein gewisses Mindestmaß vorgeschrieben, das sich
zwischen 3 und 5 m (Grenzabstand), beziehungsweise
zwischen 6 und 19 m (Gebäudeabftand), bewegt. In 9
Reglementen werden die Abstände von der Gebäudehöhe
abhängig gemacht, indem bestimmt wird, daß der Grenz-
abstand zum mindesten 1/3, Vi» oder V2 der Höhe des
zur Erstellung gelangenden Gebäudes zu betragen habe.
Dementsprechend beträgt der Bauabstand je V». V,o oder

Lskckqusrî
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V2 bet Summe bet £ößen beiber benachbarter Çâufer.
Sieben biefen telatioen feßen abet bie genannten Siegle*
mente auct) noch abfotute SRlnbeftmaße feft.

gn bet Siegel roirb ein Slbroetdßen nom »orgefdßrte*
benen ©renjabftanb bann al§ juläffig ertlärt, wenn ba*

burd) bet ©ebäubeabfianb leine Kürjung erfährt, mit
anbeten SBorten, e§ tann ber oorgefdßriebene SRtnbefi*
gebäubeabftanb ungleicï) auf beibe benachbarte ©runb*
ßücte »erteilt roerben, fobaß j. S3, bie ©renjabfiänbe
anftatt t + 4 m ju betragen, bie SRaße »on 3 + 5 m
aufroetfen tönnen.

gut bie 3lu§mittlung be§ öffentlichredßtlicßen ©retij*
abftanbeS lommen fiet§ bie UmfaffungSroänbe ber ®e*
bäube unb nicht einzelne »orfprlngenbe Seile in Betracht.

ee) Sie l)te»or befprodßenen SSorfd&riften beziehen
ftcß »ornehmlich auf bie feitlidfjen, teilroelfe auch auf öie
rüctroärt§ liegenben ©renj* unb ©ebäubeabftänbe.

atCle biefe öaultnienoorfdßriften ber ©emeinberegle*
mente, bie naturgemäß einen meßt ober raeniger generellen
©ßarafter tragen unb bai)er ben befonbern iBerßältniffen
im tonfrete« gaße nidjt immer entfpredßen, erletben
oielfadß Slbanberungen burdj bie in g 9 ßteoor befpro--
ebenen Uberbauung3= unb S3aulinienpläne. Ste ßßirfun*
gen ber genannten 33orfdßriften ftnb bie gleiten, ob biefe
im S3aureglement felbfi ober im Überbauung§= unb Sau*
linienplan feftgefeßt finb.

£>tnfi<htltch ber ©ebäubeabftänbe für binterliegenbe
Sauten gilt, roo nid^t befonbere Sorfdhriften aufqefießt
finb, ba§ gleite roie für bie feit liehen ©ebäubeabftänbe.

(gortfeßung folgt).

Uers6ic(U*e$.
Ste erfie $afenanlage in üRotfchadß (®t. ©alten)

batiert »om gahre 1840. Sie fiel ju Hein au§ unb ge*

nügte turje geit nach itérer gertigfießungnießt mehr ben

Sebürfniffen be§ ScßiffaßrtäbetrlebeS. SBegen feiner Un*
julänglidhleit mußte ber |)afen umgebaut roerben unb
erhielt bei ber Seenbigung im gaßre 1862 feine jeßige
©eftait unb ©inxichtung. Sie £>afenfläcße rourbe um
baé> Sreifacße »ergrößert; fie beträgt 9700 ml SBepn
auch biefer erroeiterte fpafeti ben Sebürfniffen beS Schiff*
fahrtêbetrieheS nidji »oflauf genügte, fo ift immerhin ba§
©ute gefeßaffen roorben, baß feine ©infaßrt gegen bie

ßerrfchenben SBtnbe gefeßüßt liegt unb bentnach bie ©in*
unb 3lu3laufmanö»er immer in fieberet SBeife unb un*
beläftigt »on SBlnb unb Seegang bureßgeffißrt roerben
tönnen.

Set ber Seßanblung ber tnjroifd)en aufgetauchten
projette einer abermaligen Umgeftaltung be§ £>afen§ oon
Storfdßach erlangten jene Sorfdhläge bte Oberßanb, roeleße

unter Selaffung be§ jetjigen |>afenbecfen§ bte Slcuan*
läge eine§ £>afen§ in ber Släße be§ äußern Saßn*
hofeS »orfahen. SR an »erhehlt fief) babei aflerbingS bie

ßladßtetle nicht, bie barin befteßen, baß roohl bie metfien
Sdßiffäfurfe nur ben neuen jpafen bebienen roürben, ba
ein Anfahren in beiben £>äfen aus betnebëtechmfdhen
©rünben faum bureßfüßrbar roäre. Sie Sleuorbnung
ber fpafenoerßältntffe fleht in engem gufammenßange mit
bem geplanten Sahnhofumbau in Slorfcßacß unb
biefer ift roieberum abhängig »on ber im SBurfe liegenben
Soppelfpur St. ©allen—Ülorfdjach mit »ieHeic^t »er*
änbertem Srace. Set ber gegenwärtigen SBirtfdßaftSlage
ber Sunbeâbahnen ift aber eine rafdhe Surcßfüßrung
biefer loftfpteligen Sauten laum ju erwarten,

Set Kanton St. ©aßen als ©igentümer beS jeßigen
fjafenä tn Slorfcßach hat baher befdßoffen, bie befieher.be
Slnlage roenn möglich int Saufe biefes 2Btnter§ fo ju
oerbeffern, al§ e§ ohne große Kofien möglich ift. gn
erfiet Stnie foß bie Ouaimauer gegen bie goß* unb

©üterhaßen erhöht roerben, um baê lleberfdhroemmen bei
Öodßroaffer etnaufeßränfen. Sobann roirb bie grage
ber ©rftellung eine§ ©onbetßafenS ober aber
bie Schaffung einer befonberen gufaßrt für
bie Sluberboote in ben Çaupthafen geprüft, ©ine
unb btefetbe ©tnfahrt für Sampffcßiffe, SRofor--, Segel*
unb Sluberboote bebeutet im Sommer namentlich bei
regem Serfehr eine ftete ©efahr für bte fleinen gahrjeuge.

Säure* «nö waffetfefler ^»oljlacf. ©ine ausführliche
Slnroeifung für bie ^erfteßung eitieâ harten, gegen Sßaffer,
»erbünnte Säuren unb Slllatien unempßnblid)en Sadeê
für .giolj gibt ©fjemifer 31. ©obenjl in ber „fRab. ©ero.
unb ^anbro.rgtg." : 40 p; guter Sdjeßacf roerben in
200 cm® SBetngeift jujfiglid) 100 cm® Senjol (ftatt
lehtere§ tann auch Soluol genommen roerben) bicrch
öfteres Schütteln unb ©rroärmen gelöft. Sie§ geflieht
entroeber in einem ©laSlolben ober tn einer reinen
Slechftafehe, bie man, mit einem lofe fitjenben Körte be*

bedf, tn ein ©efäß mit 50—60" C roarmen 2Baffer§
fteflt. Sluf bie geuergefährlich fett ber Söfungsmittet unb
leidste ©ntjünblichfeit ber Sämpfe muß ganj befonber»
geachtet roerben, bähet ift bte Siähe »on geuer ftreng
ju »ermetben. gn bte jur Slufnahme beê fertigen Sacfes
beftimmte retne troefene glafdhe mit gutem Körte roerben
20 g troefene Koßobiumrooße mit 1.50 cm® Sßetngeift
gebracht, burch Schütteln gut burchträntt unb nach 8"fah
oon 150 cm® Senjol bur^ öfteres Sdt|ülteln fait gelöft.
©ine weißliche Srübung beim SRifchen »on üBeingeifi
mit Senjol jeigt einen ju hohen SBaffergehatt be§ 3Bein=
geifieë an. ,gn biefem gaße müffen behuf§ tiarer Söfung
40 cm® Stther jugefe^t roerben. Slach .Çtnjufûgen ber
Sdheßacflöfung wirb mit 50 cm® 2Beingeift*SenjoI 9RifdE)ung
1 : 1 ba§ Söfegefäß nachgefpült. 3lbfißen etwaiger
Setunreinigungen »ont Sdheïïacî erhält man etne
Sactlöfung, bie burch gufah »on etroa§ SBeingeift ober
Senjol ober beliebigen SRengen SBeingeift'Senjol, SRifdjung
1 : 1, »erbünnt roerben tann. Sa Koßobiumrooße nur
feucht erhältlich ift, muß biefe »or bem ©ebraudje ge=
troefnet roerben. Sie enlfprecljenbe SRenge wirb auf einer
Slechtafel bünn ausgebrettet unb an einem oor gunfen
unb geuer gebüßten Ort an ber Suft geiroefnet. So*
balb bie SBoîle beim gerfafern ftaubt, ift fie genügenb
trocten. 3Rit S'nfel roirb ba§ troefene ^>olj bünn ge*
ftrichen. Ser Sacî, fofort ln§ |>oIj brtngenb, fdhließt bte

ißoren. SSReßrere aufgetragene Schießten, jeroeilë in läng*
ftenë einer halben Stunbe ooßfommen getrodfnet, ergeben
einen mattfehimmernben, äußerft harten, gegen SGBaffer,
»erbünnte Säuren unb Sllfalien rotberftanbsfäßigen Uber*

jug. („Öfterr.* Ungar. 3RüÜer=gtg.")
Über Sie im Seto« möglichen Semperatnrfthroan*

langen ßat man neuerbing§ Serfudße angefießt, bie für
ba§ Sauroefen. nidßt unroichtig ßnb. Sie 9Reffung§er*
gebntffe, bie übrigens nur al§ »orläußge betrachtet roerben
foßen, finb nach gettfehrift „gement" folgenbe:
1) ©roße Setonmaffen, bie im Sommer feßneß oerbaut
roerben, entroicteln tn etroa 30 Sagen eine Semperatur
oon 32 bi§ 35 ©rab, bie mehrere SRonate anßält. —
2) Ste täglidße Semperaturfchroanfung im Seton, etroa
30 cm unter ber Oberfläche, beträgt ©rab bei einer
täglicher. Scßroanfung ber Sufttemperatur »on 25 ©rab;
ße fenft tn einer Siefe »on 60 cm auf 7* ®*ab unb
läßt ftdß bei einem SReter Stefe nidßt meßr feftfteßen. —
3) Ste Scßroanfungen roäßrenb eines ganjen gaßre§
betrugen einen ßReter unter ber Oberßäcße 18 ©rab, bei
einer Scßroanfung ber Sufttemperatur tn biefer geit »or.
42 ©rab. — 4) 3luf größere Siefen al§ ein Sßleter

würben bte SReffungen noeß nidßt au§gebeßnt, bodß bürften
bie Scßroanfungen mit juneßmenber Siefe nodß roefent*
ließ geringer roerben.

Jllustr. schweìz. Handw Zeitung („Meisterblatt") à -t-t

V- der Summe der Höhen beider benachbarter Häuser.
Neben diesen relativen setzen aber die genannten Regle-
mente auch noch absolute Mindestmaße fest.

In der Regel wird ein Abweichen vom vorgeschrie-
denen Grenzabstand dann als zulässig erklärt, wenn da-
durch der Gebäuveabstand keine Kürzung erfährt, mit
anderen Worten, es kann der vorgeschriebene Mindest-
gebäudeabftand ungleich auf beide benachbarte Grund-
stücke verteilt werden, sodaß z. B. die Grenzabstände
anstatt 4 Z- 4 m zu betragen, die Maße von 3 -Z 5 m
aufweisen können.

Für die Ausmittlung des öffentlichrechtlichen Grenz-
abstandes kommen stets die Umfaffungswände der Ge-
bäude und nicht einzelne vorspringende Teile in Betracht.

es) Die hievor besprochenen Vorschriften beziehen
sich vornehmlich auf die seitlichen, teilweise auch auf die
rückwärts liegenden Grenz- und Gebäudeabstände.

Alle diese Baulinienvorschriften der Gemeinderegle-
mente, die naturgemäß einen mehr oder weniger generellen
Charakter tragen und daher den besondern Verhältnissen
im konkreten Falle nicht immer entsprechen, erleiden
vielfach Abänderungen durch die in Z 9 hievor bespro-
chenen llberbauungs- und Baulinienpläne. Die Wirkun-
gen der genannten Vorschriften sind die gleichen, ob diese
im Baureglement selbst oder im llberbauungs- und Bau-
linienplan festgesetzt find.

Hinsichtlich der Gebäudeabstände für hinterliegende
Bauten gilt, wo nicht besondere Vorschriften aufgestellt
sind, das gleiche wie für die seitlichen Gebäudeabstände.

(Fortsetzung folgt).

vertàae«».
Die erste Hafemmlage !» Rorschach (St. Gallen)

datiert vom Jahre 1849. Sie siel zu klein aus und ge-

nügte kurze Zeit nach ihrer Fertigstellung nicht mehr den

Bedürfnissen des Schiffahrtsbetriebes. Wegen seiner Un-
zulänglichkeit mußte der Hafen umgebaut werden und
erhielt bei der Beendigung im Jahre 1862 seine jetzige
Gestalt und Einrichtung. Die Hafenfläche wurde um
das Dreifache vergrößert; sie beträgt 9790 in'. Wenn
auch dieser erweiterte Hafen den Bedürfnissen des Schiff-
fahrtsbetriebes nicht vollauf genügte, so ist immerhin das
Gute geschaffen worden, daß seine Einfahrt gegen die

herrschenden Winde geschützt liegt und demnach die Ein-
und Auslaufmanöver immer in sicherer Weise und un-
belästigt von Wind und Seegang durchgeführt werden
können.

Bei der Behandlung der inzwischen aufgetauchten
Projekte einer abermaligen Umgestaltung des Hafens von
Rorschach erlangten jene Vorschläge die Oberhand, welche
unter Belassung des jetzigen Hafenbeckens die Neu an-
läge eines Hafens in der Nähe des äußern Bahn-
Hofes vorsahen. Man verhehlt sich dabei allerdings die

Nachteile nicht, die darin bestehen, daß wohl die meisten
Schifsskurse nur den neuen Hafen bedienen würden, da
ein Anfahren in beiden Häfen aus betriebstechnischen
Gründen kaum durchführbar wäre. Die Neuordnung
der Hafenverhältnisse steht in engem Zusammenhange mit
dem geplanten Bahnhofumbau in Rorschach und
dieser ist wiederum abhängig von der im Wurfe liegenden
Doppelspur St. Gallen—Rorschach mit vielleicht ver-
ändertem Trace. Bei der gegenwärtigen Wirtschaftslage
der Bundesbahnen ist aber eine rasche Durchführung
dieser kostspieligen Bauten kaum zu erwarten.

Der Kanton St. Gallen als Eigentümer des jetzigen
Hafens in Rorschach hat daher beschlossen, die bestehende
Anlage wenn möglich im Laufe dieses Winters so zu
verbessern, als es ohne große Kosten möglich ist. In
erster Linie soll die Quaimauer gegen die Zoll- und

Güterhallen erhöht werden, um das Neberschwemmen bei
Hochwasser einzuschränken. Sodann wird die Frage
der Erstellung eines Gondelhafens oder aber
die Schaffung einer besonderen Zufahrt für
die Ruderboote in den Haupthafen geprüft. Eine
und dieselbe Einfahrt für Dampfschiffe, Motor-, Segel-
und Ruderboote bedeutet im Sommer namentlich bei
regem Verkehr eine stete Gefahr für die kleinen Fahrzeuge.

Sänre- «nd wasserfester Holzlack. Eine ausführliche
Anweisung für die Herstellung eines harten, gegen Wasser,
verdünnte Säuren und Alkalien unempfindlichen Lackes
für Holz gibt Chemiker A. Cobenzl in der „Rad. Gew.
und Handw.-Ztg." : 40 p; guter Schellack werden in
200 em^ Weingeist zuzüglich 100 Benzol (statt
letzteres kann auch Toluol genommen werden) durch
öfteres Schütteln und Erwärmen gelöst. Dies geschieht
entweder in einem Glaskolben oder in einer reinen
Blechflasche, die man, mit einem lose sitzenden Korke be-
deckt, in ein Gefäß mit 30—60" 0 warmen Wassers
stellt. Aus die Feuergefährlichkeit der Lösungsmittel und
leichte Entzündlichkeit der Dämpfe muß ganz besonders
geachtet werden, daher ist die Nähe von Feuer streng
zu vermeiden. In die zur Aufnahme des fertigen Lackes
bestimmte reine trockene Flasche mit gutem Korke werden
20 x; trockene Kollodiumwolle mit 150 euO Weingeist
gebracht, durch Schütteln gut durchtränkt und nach Zusatz
von 150 em^ Benzol durch öfteres Schütteln kalt gelöst.
Eine weißliche Trübung beim Mischen von Weingeist
mit Benzol zeigt einen zu hohen Wassergehalt des Wein-
geistes an. In diesem Falle müssen behufs klarer Lösung
40 Äther zugesetzt werden. Nach Hinzufügen der
Schellackiösung wird mit 50 em^ Weingeist-Benzol Mischung
4 : 1 das Lösegefäß nachgespült. Nach Absitzen etwaiger
Verunreinigungen vom Schellack erhält man eine gold"»"'-'
Lacklösung, die durch Zusatz von etwas Weingeist oder
Benzol oder beliebigen Mengen Weingeist-Benzol, Mischung
1 : 1, verdünnt werden kann. Da Kollodiumwolle nur
feucht erhältlich ist. muß diese vor dem Gebrauche ge-
trocknet werden. Die entsprechende Menge wird auf einer
Blechtafe! dünn ausgebreitet und an einem vor Funken
und Feuer geschützten Ort an der Luft getrocknet. So-
bald die Wolle beim Zerfasern staubt, ist sie genügend
trocken. Mit Pinsel wird das trockene Holz dünn ge-
strichen. Der Lack, sofort ins Holz dringend, schließt die

Poren. Mehrere aufgetragene Schichten, jeweils in läng-
ftens einer halben Stunde vollkommen getrocknet, ergeben
einen mattschimmernden, äußerst harten, gegen Wasser,
verdünnte Säuren und Alkalien widerstandsfähigen Über-

zug. („Ofterr.-Ungar. Müller-Ztg.")
Über Sie iM Beto« möglichen Temperatnrschwan-

lnnge« hat man neuerdings Versuche angestellt, die für
das Bauwesen nicht unwichtig sind. Die Messungser-
gebnisse, die übrigens nur als vorläufige betrachtet werden
sollen, sind nach der Zeitschrift „Zement" folgende:
1) Große Betonmassen, die im Sommer schnell verbaut
werden, entwickeln in etwa 30 Tagen eine Temperatur
von 32 bis 35 Grad, die mehrere Monate anhält. —
2) Die tägliche Temperaturschwankung im Beton, etwa
30 em unter der Oberfläche, beträgt 1 Grad bei einer
täglichen Schwankung der Lufttemperatur von 23 Grad;
sie sinkt in einer Tiefe von 60 em auf V- Grad und
läßt sich bei einem Meter Tiefe nicht mehr feststellen. —
3) Die Schwankungen während eines ganzen Jahres
betrugen einen Meter unter der Oberfläche 18 Grad, bei
einer Schwankung der Lufttemperatur in dieser Zeit von
42 Grad. — 4) Auf größere Tiefen als ein Meter
wurden die Messungen noch nicht ausgedehnt, doch dürsten
die Schwankungen mit zunehmender Tiefe noch wesent-
lich geringer werden.
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